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Betr. : Förderung mittelständischer Unternehmen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. h. c. Schmücker, 
Lampersbach, Gewandt, Dr. Müller-Hermann, Berding, 
Engelsberger und Genossen 
— Drucksache VI/1 142 — 


Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die Kleine 
Anfrage wie folgt: 


1. Wir fragen die Bundesregierung, ob sie Untersuchungen ver- 
anlaßt hat, aus denen die Gründe sichtbar werden, die zahl- 
reiche mittelständische Unternehmer zur Aufgabe ihrer Betriebe 
bewegen oder bewegt haben? 


In allen Industrieländern, so auch in der Bundesrepublik 
Deutschland, zeigt sich ein Trend zu größeren Unternehmen; 
zugleich geht — z. T. in ursächlichem Zusammenhang damit — 
die Zahl der selbständigen Unternehmen zurück. Nach dem der 
Bundesregierung vorliegenden statistischen Material hat die 
Zahl der Selbständigen insgesamt (ohne Landwirte) von 1961 
bis 1969 um rd. 93 000 von 2,17 auf 2,07 Millionen abgenommen. 

Die Bundesregierung untersucht und prüft laufend, auf welche 
Ursachen im einzelnen der Rückgang der Selbständigen in Han- 
del, Handwerk und anderen Gewerbezweigen zurückzuführen 
ist. Dabei verwertet sie u. a. die wissenschaftlichen Untersu- 
chungen verschiedener von ihr finanziell unterstützter For- 
schungseinrichtungen, z. B. des Instituts für Mittelstandsfor- 
schung, des Deutschen Handwerksinstituts, des Instituts für 
Handelsforschung und der Forschungsstelle für den Handel. 
Ferner vergibt sie einzelne Forschungsaufträge. 
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Für den allmählichen Rückgang der Zahl der Selbständigen ist 
eine ganze Reihe von Faktoren bestimmend. In erster Linie 
spielt dabei der — notwendige — Strukturwandel eine Rolle, 
ferner u. a. die ungünstige Altersstruktur im Bereich der klei- 
nen und mittleren Unternehmen. Der Rückgang ist im übrigen 
nach Sektoren und im Konjunkturverlauf unterschiedlich stark 
gewesen. Während sich z. B. von 1961 bis 1969 im verarbei- 
tenden Gewerbe und im Handel die Zahl der Selbständigen ver- 
ringert hat, ist sie im Bereich der Dienstleistungen, im Kredit- 
und Versicherungsgewerbe sowie im Verkehrswesen angestie- 
gen. Im Jahre 1969 ist zum ersten Mal seit 1961 die Zahl der 
Selbständigen im verarbeitenden Gewerbe nicht weiter zurück- 
gegangen, sondern hat um 15 000 zugenommen. Dies dürfte im 
wesentlichen eine Auswirkung der konjunkturanregenden Maß- 
nahmen der Bundesregierung im Jahre 1967 sein. 


2. Wir fragen die Bundesregierung, ob sie eine Erhöhung der 
Existenzaufbaudarlehen für Betriebs- und Praxisgründungen im 
Hinblick auf die erheblichen Kostensteigerungen plant? 


1969 hat die Bundesregierung aus dem ERP-Sondervermögen 
60 Millionen DM für Kredite zur Förderung der Existenzgrün- 
dungen und zur Errichtung von Betrieben in neuen Wohnsied- 
lungen zur Verfügung gestellt. Im ERP-Wirtschaftsplan für 1970 
sind dafür 70 Millionen DM vorgesehen. Sie wird bei der Auf- 
stellung des ERP- Wirtschaftsplans 1971 prüfen, ob dieser Be- 
trag weiter erhöht werden kann. 

Der Höchstbetrag für den einzelnen Kredit ist erst im ver- 
gangenen Jahr auf 150000 DM für Baumaßnahmen und auf 
100 000 DM für alle übrigen Maßnahmen heraufgesetzt worden. 
Die Bundesregierung wird auch in Zukunft die Finanzierungs- 
hilfen den jeweiligen Bedingungen anpassen. 

Im übrigen fördert die Bundesregierung erstmals in diesem 
Jahr mit Mitteln des ERP-Sondervermögens die Beteiligung von 
privatwirtschaftlichen Kapitalbeteiligungsgesellschaften an klei- 
nen und mittleren Unternehmen, wobei auch Beteiligungen bei 
der Gründung neuer selbständiger Existenzen in Betracht kom- 
men. 


3 . Wir fragen die Bundesregierung, ob sie ein Förderungs- und 
soziales Ergänzungsprogramm auch für mittelständische Unter- 
nehmen und freiberuflich Tätige plant, oder ob sie ein solches 
Programm nur auf Land- und Forstwirtschaft beschränken will? 


Die Bundesregierung hat in ihrem Jahreswirtschaftsbericht 1970 
die Vorlage von „Grundsätzen einer Strukturpolitik für kleine 
und mittlere Unternehmen" angekündigt, um „den Standort der 
kleinen und mittleren Unternehmen in Wirtschaftsordnung und 
Wirtschaftspolitik näher zu bestimmen und die Aufgaben und 
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Möglichkeiten der Wettbewerbs- und Strukturpolitik im Hin- 
blick auf diese Unternehmen zu verdeutlichen." Bei der Vor- 
lage dieser Grundsätze wird die Bundesregierung im einzelnen 
darlegen ; welche Förderungmaßnahmen zur Leistungssteige- 
rung dieser Unternehmen nach ihrer Ansicht erforderlich sind. 
Eine schematische Übernahme des für die Land- und Forstwirt- 
schaft geplanten Förderungs- und sozialen Ergänzungspro- 
gramms kommt dabei wegen der unterschiedlichen Lage der 
kleinen und mittleren Unternehmen in Handel, Handwerk, ver- 
arbeitendem und sonstigem Gewerbe nicht in Betracht. 

Philip Rosenthal 
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